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Gericht 

Verwaltungsgerichtshof 

Entscheidungsdatum 

06.11.2003 

Geschäftszahl 

2003/07/0065 

Rechtssatz 

Für die Frage der Bewilligungspflicht iSd § 32 WRG 1959 kommt es nicht auf eine Rahmenverfügung zum 
Schutze des Trinkwasservorkommens für Zwecke der Trinkwasserversorgung an, weil sich die wasserrechtliche 
Bewilligungspflicht für diese Maßnahmen bereits aus den Bestimmungen des WRG 1959 selbst und nicht erst 
aus der Rahmenverfügung ergibt. 


